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Erklärung gemäß § 85 Abs. 3 S. 2 SGB XI 
zur Beteiligung der Interessenvertretung der Bewohnerinnen und Bewohner
 im Rahmen des Verfahrens zur Erhöhung der Entgelte 

	

Der Träger:
	

	
mit seiner Einrichtung:
	


	
	




	vertreten durch:
	

	
	





beabsichtigt, zum Zwecke einer Erhöhung der Entgelte, Verhandlungen mit den zuständigen Kostenträgern aufzunehmen und eine neue Pflegesatzvereinbarung für eine Laufzeit von ……………… bis ……………… abzuschließen. 

  

Gem. § 85 Abs. 3 S. 2 SGB XI hat die Pflegeeinrichtung die schriftliche Stellungnahme der nach heimrechtlichen Vorschriften vorgesehenen Interessenvertretung der Bewohnerinnen und Bewohner rechtzeitig vor Beginn der Pflegesatzverhandlung vorzulegen.
Auch nach Außerkrafttreten der Landesheimmitwirkungsverordnung sind die Einrichtungen laut Teilhabe- und Pflegequalitätsgesetz (TPQG) weiterhin gehalten, die Mitwirkung und Mitgestaltung der Bewohnerinnen und Bewohner zu ermöglichen und die Bildung von Mitwirkungsgremien zu unterstützen.

Vertreterinnen und Vertreter der Interessenvertretung der Bewohnerinnen und Bewohner sind: 


Name		        	Vorname 	                     Funktion    
	


	


	


	






Die wirtschaftliche Notwendigkeit und Angemessenheit der geplanten Erhöhung der Entgelte ab dem Beginn der geplanten Laufzeit wurden anhand der Kalkulation nachvollziehbar erläutert. 


Danach ergeben sich für die einzelnen Pflegegrade und das Entgelt für Unterkunft und Verpflegung für die Pflegesatzverhandlung folgende Forderungen:


                              

        Betrag                           	 

Pflegegrad 1: 		   …………  €			
Pflegegrad 2: 		   …………  €		      	
Pflegegrad 3:		   …………  €		       	
Pflegegrad 4:		   …………  €		       	
Pflegegrad 5:		   …………  €	                   	 
Unterkunft:		   …………  €	                  	  
[bookmark: _Hlk134713515]Verpflegung:		   …………  €	                 	 

Einrichtungseinheitlicher Eigenanteil (EEE) des Entgelts für allgemeine Pflegeleistungen für Pflegegrad 2 bis 5:	   
   			   …………  €	                 	(Steigerung um ………. %)

Der einrichtungseinheitliche Eigenanteil (EEE) reduziert sich je nach individueller Aufenthaltsdauer durch die gestaffelten Leistungszuschläge nach § 43c SGB XI.


Auf die Möglichkeit zur Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme der Interessenvertretung wurde hingewiesen. 
Eine Stellungnahme zur geplanten Erhöhung 
               
	¨
	
	wurde nicht abgegeben.

	
	
	

	¨
	
	wurde abgegeben und ist dieser Erklärung beigefügt.







…….……………………………………, den …………………………
Ort                                                               Datum 




……………………………………………………………………………………………………………
Unterschrift Vertreterinnen und Vertreter der Interessenvertretung der Bewohnerinnen und Bewohner 







Weitere Eintragungen bitte nur vornehmen, wenn oben keine Angaben gemacht werden konnten.








In Fällen, in denen keine Interessenvertretung der Bewohnerinnen und Bewohner besteht, ergibt sich weder aus dem Wortlaut des TPQG noch aus dessen Begründung eine Verpflichtung der Einrichtungen, die Bildung einer Interessenvertretung aktiv selbst zu betreiben. In der Gesetzesbegründung wird ausgeführt, dass sich in den vergangenen Jahren in der Praxis gezeigt hat, dass es für die Einrichtungen immer schwieriger geworden ist, Menschen zu finden, die sich in einem Heimbeirat engagieren wollen beziehungsweise können. Mitwirkung kann jedoch nicht erzwungen werden, sondern muss auf freiwilliger Basis erfolgen.
Dementsprechend besteht nach Einschätzung des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration und laut Gesetzesbegründung auch nach der o.g. Änderung des Heimrechts die Verpflichtung der Pflegeeinrichtung, bei Pflegesatzverhandlungen die schriftliche Stellungnahme der Interessenvertretung der Bewohnerinnen und Bewohner beizufügen, sofern sich in einer Pflegeeinrichtung eine Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner gebildet hat. Kommt keine Interessenvertretung zustande, ist dies von den Einrichtungen im Pflegesatzverfahren mitzuteilen.

¨ Eine schriftliche Stellungnahme im Sinne von § 85 Abs. 3 S. 2 SGB XI kann nicht vorgelegt werden, weil bis dato keine entsprechende Interessenvertretung zustande gekommen ist.



……………………………………
(Ort, Datum)                                          



……………………………………
(Unterschrift der Einrichtung)                                          

